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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(18. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu der Sechsten Zusatzvereinbarung vom 24. Mai 1965 
zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deuschland und 
dem Königreich der Niederlande über Sozialversicherung über 
die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften über die 
Altershilfe für Landwirte 

— Drucksache V/416 — 


A. Bericht des Abgeordneten Berberich 


Der Gesetzentwurf enthält in drei Artikeln die 
in Ratifikationsgesetzen üblichen Vorschriften. 

Die Sechste Zusatzvereinbarung soll das 
deutsch-niederländische Sozialversicherungsabkom- 
men auf die Altershilfe für Landwirte erstrecken. 
Insbesondere sollen die Ruhensbestimmungen bei 
einem Aufenthalt in den Niederlanden für nieder- 
ländische Staatsangehörige aufgehoben werden. 

Die Vereinbarung beabsichtigt die Wiederherstel- 
lung der Gegenseitigkeit auf diesem Gebiet. Die 
Niederlande haben nämlich durch die Vereinbarung 
vom 9. März 1961 über die Anwendung der nieder- 


ländischen Rechtsvorschriften über die allgemeine 
Altersversicherung (BGBl. 1962 II S. 142) sowie 
durch innerstaatliche Verordnungen einem entspre- 
chenden Kreis deutscher Rentenbezieher, insbeson- 
dere in den früher unter niederländischer Verwal- 
tung stehenden Gebieten (Elten und Selfkant) die 
niederländischen Rentenleistungen gewährleistet. 
Die Anwendung der Sechsten Zusatzvereinbarung 
wird auf einige wenige Fälle beschränkt bleiben. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat in seiner Sit- 
zung vom 22. Juni 1966 einstimmig beschlossen, 
dem Plenum des Deutschen Bundestages die Zustim- 
mung zu dem Gesetzentwurf vorzuschlagen. 


Bonn, den 22. Juni 1966 


Berberidi 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/416 - 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 22. Juni 1966 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 


unver- 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Berberich 

Berichterstatter 



